Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1358 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol, des Zollgesetzes und des Umsatz- 
steuergesetzes 

(Steueränderungsgesetz 1967) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Tabaksteuer 

(1) Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 28. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 747), wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Hersteller hat den Steuerwert der Steuer- 
zeichen, die er 

a) in der ersten Hälfte eines Monats bezogen 
hat, für Zigarettensteuerzeichen bis zum 
27. des Monats, für Zigarren- und Rauch- 
tabaksteuerzeichen bis zum 12. des nächsten 
Monats, 

b) in der zweiten Hälfte eines Monats bezogen 
hat, für Zigaretten-, Zigarren- und Rauch- 
tabaksteuerzeichen bis zum 27. des nächsten 
Monats 

zu entrichten." 

2. § 20 erhält folgende Fassung: 

.§ 20 

Für die steuerliche Behandlung des Zigaretten- 
papiers gilt Abschnitt II sinngemäß mit den Ab- 


weichungen und Ergänzungen der §§ 21 bis 23 
und mit der Maßgabe, daß für die Bezahlung 
der Steuerzeichen die Zahlungsfristen für Zigar- 
ren- und Rauchtabaksteuerzeichen (§12 Satz 1) 
gelten." 

3. § 77 und die Überschriften „1. für Deputate" vor 
§ 77 und „2. in sonstigen Fällen" vor § 78 werden 
gestrichen. 

(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für den Steuerwert der in der ersten Hälfte 
des Monats April 1967 bezogenen Zigarettensteuer- 
zeichen. Dieser Steuerwert, höchstens jedoch ein 
Betrag in Höhe des Steiierwertes der in der zweiten 
Hälfte des Monats März 1967 bezogenen Zigaretten- 
steuerzeichen, kann in zwölf gleichen Teilbeträgen 
entrichtet werden. Die Teilbeträge sind jeweils am 
28. Tage der Monate April 1967 bis März 1968 fällig. 

Artikel 2 

Branntweinmonopol 

(1) Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 12. Ja- 
nuar 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 129), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 80 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Auf Antrag des Schuldners wird die Zah- 
lung des Branntweinaufschlags gegen Sicher- 
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heitsleistung bis zum 15. des fünften auf die 
Fälligkeit folgenden Monats aufgeschoben." 

2. Hinter § 91 wird folgender § 91 a eingefügt: 

.§ 91 a 

Die Zahlung der Branntweinabgaben, die nach 
§ 91 beim Übergang des Branntweins in den 
freien Verkehr fällig werden, wird auf Antrag 
des Schuldners gegen Sicherheitsleistung bis 
zum 15. des fünften auf die Fälligkeit folgenden 
Monats aufgeschoben." 

v^. In § 154 Abs. 1 werden hinter dem Wort „Fällig- 
keit," die Worte „den Zahlungsaufschub," ein- 
gefügt. 

4. § 156 wird gestrichen. 

(2) Während einer Übergangszeit gilt die bishe- 
rige Regelung des Zahlungsaufschubs nach § 129 
der Reichsabgabenordnung mit der Maßgabe weiter, 
daß die Zahlungsfristen von Monat zu Monat um 
jeweils acht Tage verkürzt werden, bis die nach 
Absatz 1 Nr. 1 und 2 vorgesehenen Zahlungsfristen 
erreicht sind. Die Verkürzung der Zahlungsfristen 
gilt erstmals für Steuerschulden, die im April 1967 
aufgeschoben werden. 

Artikel 3 

Schaumweinsteuer 

(1) In § 6 des Schaumweinsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Oktober 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 764), zuletzt geändert durch 
das Haushaltssicherungsgesetz vom 20. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), erhält Absatz 1 
folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer bis 
zum 25. des Monats zu entrichten, der auf den 
Monat folgt, in dem die Steuerschuld entstanden 
ist." 

(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für die Steuerschulden, die im April 1967 ent- 
stehen. Diese Steuern, höchstens aber ein Betrag 
in Höhe des Monatsdurchschnitts der Schaumwein- 
steuer, die der Steuerschuldner im Jahre 1966 ge- 
zahlt hat, können jedoch in zwölf gleichen Teilbe- 
trägen entrichtet werden. Die Teilbeträge sind je- 
weils am 25. Tage der Monate Mai 1967 bis April 
1968 fällig. 

Artikel 4 

Mineralölsteuergesetz 

(1) Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Überleitung der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanz- 
planung (Steueränderungsgesetz 1966 vom 23. De- 
zember 1966; Bundesgesetzbl. I S. 702), wird wie 
folgt geändert: 


1. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „zu anderen 
Zwecken als zur Aufrechterhaltung des Betrie- 
bes" gestrichen. 

2. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer für 
Mineralöl, für das die Steuerschuld in einem 
Monat unbedingt entstanden ist, spätestens am 
25. des folgenden Monats zu zahlen. Auf Antrag 
kann zugelassen werden, daß er die Steuer je 
zur Hälfte am 15. des folgenden und am 5. des 
zweiten folgenden Monats entrichtet." 

3. In § 15 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b wird das Wort 
„zweiten" gestrichen. 

(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für die Steuerschulden, die im April 1967 unbe- 
dingt entstehen oder unbedingt werden. Diese 
Steuern, höchstens aber ein Betrag in Höhe des 
Monatsdurchschnitts der Mineralölsteuer, die der 
Steuerschuldner in den Monaten März und April 

1967 gezahlt hat, können jedoch in zwölf gleichen 
Teilbeträgen entrichtet werden. Die Teilbeträge sind 
jeweils am 25. Tage der Monate Mai 1967 bis April 

1968 fällig. 

(3) Auf das Mehraufkommen an Mineralölsteuer 
infolge der Änderung unter Absatz 1 ist Artikel 1 
des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fassung des 
Artikels 10 des Gesetzes über ümstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (ßun- 
desgesetzbl. I S. 995) nicht anzuwenden. 

Artikel 5 

Zölle 

(1) Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch das Sie- 
bente Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 
30. August 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 542), wird wie 
folgt geändert’ 

1. In § 37 Abs. 2 weiden in Satz 1 die Worte „des 
dritten" ersetzt durch „des zweiten". 

2. In § 46 wird 

a) in Absatz 2 folgender Satz angefügt: 

„Ein solches Bedürfnis wird in der Regel nur 
anerkannt, wenn die durchschnittliche Lager- 
dauer der Waren drei Monate übersteigt."; 

b) in Absatz 8 Satz 2 das Wort „zweiten" ge- 
strichen. 

(2) Während einer Übergangszeit gilt die bishe- 
rige Regelung des Zahlungsaufschubs nach § 37 
Abs. 2, § 46 Abs. 8 des Zollgesetzes mit der Maß- 
gabe weiter, daß die Zahlungsfristen von Monat zu 
Monat um jeweils drei Tage verkürzt werden, bis 
die nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b vorge- 
sehenen Zahlungsfristen erreicht sind; endet dabei 
eine Zahlungsfrist am 31. eines Monats, so wird die 
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folgende Frist um vier Tage verkürzt. Die Verkür- 
zung der Zahlungsfristen gilt erstmals für Zollschul- 
den, die im April 1967 entstehen oder nach § 46 
Abs. 8 Satz 1 des Zollgesetzes fällig werden. 

Artikel 6 

Umsatzsteuer 

(1) Das Umsalzsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 702) und das Siebzehnte Gesetz zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 23. De- 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 709), wird wie 
folgt geändert: 

In § 24 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Sind in der Bemessungsgrundlage Kosten 
für Stoffe enthalten, für die bei der Einfuhr wegen 
eines aktiven Veredelungsverkehrs (§§ 48 bis 51 
des Zollgesetzes) oder wegen vorübergehender 
Zollgutverwendung (§ 24 Abs. 1 Nr. 4 des Zoll- 


gesetzes) Ausgleichsteuer nicht erhoben wird, so 
sind diese Kosten (Einkaufspreise frei deutsche 
Zollgrenze) abzusetzen." 

(2) § 24 Abs. 5 des Umsatzsteuergesetzes ist auf 
Ausfuhrvorgänge anzuwenden, die nach dem 
31. März 1967 bewirkt werden. 

Artikel 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1967 in Kraft. 


Bonn, den 31. Januar 1967 


Dr. Barzel und Fraktion 
Erler und Fraktion 
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Begründung 


A, Allgemeines 

In den zur Zeit geltenden Vorschriften der Ver- 
brauchsteuergesetze und des Zollgesetzes sind den 
Steuerschuldnern durchweg Zahlungsfristen einge- 
räumt, die es ihnen ermöglichen, die Abgaben auf 
ihre Abnehmer zu überwälzen und die Steuer- und 
Zollzahlungen aus den vereinnahmten Entgelten zu 
leisten. Die Zahlungsfristen sind in den einzelnen 
Gesetzen unterschiedlich bemessen. Sie sind aber im 
allgemeinen erheblich länger als die Fristen, die die 
Steuerschuldner ihren Abnehmern gewähren. Den 
Steuerschuldnern steht daher von der Vereinnah- 
mung des Entgelts bis zur Zahlung der Abgaben in 
der Regel ein vom Staate gewährter zinsloser Kredit 
von zum Teil beträchtlicher Höhe zur Verfügung. 
Eine solche zinslose Kreditierung ist bei der jetzigen 
Haushaltstage nicht mehr gerechtfertigt. Eine Ver- 
kürzung der Fristen erscheint daher angezeigt. Im 
Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten der EWG, die 
zum Teil die Entfernung der Waren aus den Her- 
stellungsbetrieben oder aus dem Zollgewahrsam nur 
gegen die vorherige Entrichtung der Abgaben zu- 
lassen, würden die gekürzten Zahlungsfristen aber 
immer noch reichlich bemessen sein. 

Durch eine Verkürzung der Zahlungsfristen bei der 
Tabak-, Kaffee-, Tee-, Schaumwein-, Mineralöl- und 
Branntweinsteuer sowie beim Zoll und der Umsatz- 
ausgleichsteuer werden einmalig zusätzliche Ein- 
nahmen von schätzungsweise 1095 Mio DM erzielt 
werden können, die sich bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes am 1. April 1967 auf die Rechnungsjahre 1967 
mit 790 Mio DM und 1968 mit 305 Mio DM vertei- 
len. Damit würde ein Teil der Deckungslücke ge- 
schlossen werden können. 

Allerdings erscheint es nicht vertretbar, die Zahlung 
des Abgabenbetrages der durch die Fristverkürzung 
zusätzlich fällig werden würde, in einer Summe zu 
verlangen, da die langfristige Finanzplanung der 
Unternehmen auf den bisherigen Zahlungsterminen 
beruht. Es ist daher geboten, die Zahlung dieses 
Abgabenbetrages auf einen längeren Zeitraum zu 
verteilen. Das soll in der Regel dadurch geschehen, 
daß bei den Verbrauchsteuern gestattet wird, den 
ersten nach den neuen Fristvorschriften fälligen Be- 
trag in zwölf gleichen Teilbeträgen im neuen Fällig- 
keitsmonat und in den elf folgenden Monaten zu 
entrichten. Bei den Zöllen und denjenigen Ver- 
brauchsteuern, für die die Zollvorschriften sinnge- 
mäß gelten (Umsatzausgleichsteuer, Kaffeesteuer, 
Teesteuer und — hinsichtlich eingeführter Mineral- 
öle — der Mineralölsteuer), ferner bei der Brannt- 
weinsteuer, wird die Zahlung der Abgaben meist 
laufend im Rahmen bestimmter Höchstgrenzen (Auf- 
schubkonten) aufgeschoben, die durch Sicherheits- 
leistung gedeckt sind. Bei diesen Abgaben würde 
eine solche Übergangsregelung sowohl der Verwal- 
tung als auch der Wirtschaft erhebliche zusätzliche 


Arbeit verursachen. Hier ist es deshalb zweckmäßi- 
ger, die Aufschubfristen im Rahmen der bestehenden 
Aufschubkonten schrittweise zu verkürzen, bis die 
neuen Fälligkeitstermine erreicht sind. 

Es erscheint angebracht, auf dem Gebiet der Tabak- 
steuer gleichzeitig mit der Verkürzung der Zah- 
lungsfristen die Steuerfreiheit für die Deputate zu 
beseitigen, die die Unternehmen an die in ihren Be- 
trieben beschäftigten Arbeitnehmer unentgeltlich 
abgeben. Diese Vergünstigung ist — ebenso wie 
die Steuerbefreiung des Haustrunks nach dem Bier- 
steuergesetz — mit dem Wesen einer Verbrauch- 
steuer nicht vereinbar. Ihre Beseitigung wird Mehr- 
einnahmen von etwa 3 Mio DM erbringen, 

Es erscheint weiterhin angebracht, gleichzeitig auch 
das Privileg der Mineralölherstellungsbetriebe zu 
beseitigen, Mineralöl zur Aufrechterhaltung des Be- 
triebes frei von Mineralölsteuer verwenden zu dür- 
fen. Auch dieses Privileg ist mit dem Wesen einer 
Verbrauchsteuer nicht vereinbar; er durchbricht den 
Grundsatz einer gleichmäßigen Besteuerung. Die Be- 
seitigung wird 1967 zu einer Mehreinnahme von 
etwa 55 Mio DM führen. 

Schließlich ist es notwendig, die Bemessungsgrund- 
lage für die Umsatzsteuer-Ausfuhrvergütung für 
Waren, die im Rahmen eines aktiven Veredelungs- 
verkehrs oder einer Zollgutverwendung be- oder 
verarbeitet worden sind, um den Anteil zu kürzen, 
der auf eingeführte und steuerlich nicht belastete 
Stoffe entfällt. Hierdurch wird sich das Umsatz- 
steueraufkommen im Jahre 1967 voraussichtlich um 
45 Mio DM erhöhen. 


B. Die Regelung im einzelnen 

Artikel 1 Tabaksteuer 

Absatz 1 Nr. 1 

Die Tabaksteuer ist nach geltendem Recht etwa 
28 bis 42 Tage nach dem Bezug der Steuerzeichen 
zu entrichten. Die versteuerten Zigaretten werden 
in der Regel nach kurzfristiger Lagerung in Fabrik- 
und Auslieferungslägern nur gegen sofortige Bezah- 
lung an den Handel abgegeben. Bei dieser Sachlage 
ist es vertretbar, die Zahlungsfristen wie vorgesehen 
zu verkürzen. 

Die Fristen für die Bezahlung des Steuerwerts von 
Steuerzeichen für Zigarren und Rauchtabak werden 
von der Änderung nicht berührt. 

Absatz 1 Nr. 2 

Die Ergänzung ist wegen der Änderung des § 12 
erforderlich. Die Zahlungsfristen für die Bezahlung 
des Steuerwerts von Steuerzeichen für Zigaretten- 
hüllen bleiben unverändert. 
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Absatz 1 Nr. 3 

Es läßt sich sachlich nicht rechtfertigen, Tabakerzeug- 
nisse, die Unternehmen der Tabakindustrie an ihre 
in den Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer — auch 
die leitenden Angestellten — unentgeltlich als Depu- 
tate abgeben, von der Tabaksteuer zu befreien. Den 
im Außendienst beschäftigten Arbeitnehmern geben 
die Unternehmen schon lange versteuerte Deputate. 
Es kann ihnen zugemutet werden, auch die Deputate 
für die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer zu 
versteuern. 

Der Wegfall der Vergünstigung wird zu einem 
Mehraufkommen an Tabaksteuer von etwa 3 Mio 
DM führen und die Verwaltung erheblich entlasten. 

Absatz 2 

enthält die Übergangsregelung. 

Artikel 2 Branntweinmonopol 

Absatz 1 

Der Zahlungsaufschub für die Branntweinsteuer und 
den Branntweinaufschlag beträgt zur Zeit sechs 
Monate. Für Monopolausgleich war der Zahlungsauf- 
schub bisher ausgeschlossen (§ 156 BranntwMonG). 

Absatz 1 Nr. 1 und 2 

Der Zahlungsaufschub für den Branntweinaufschlag 
soll um einen Monat auf sechs Monate verkürzt wer- 
den. Entsprechend verkürzt wird der Zahlungsauf- 
schub im Begleitschein- und Lagerverkehr für die 
Branntweinsteuer und den der Branntweinsteuer 
entsprechenden Teil des Branntweinaufschlags; in 
diesen Fällen soll künftig der gleiche Zahlungsauf- 
schub auch für Monopolausgleich gewährt werden. 

Absatz 1 Nr. 3 

Der Zahlungsaufschub für den Monopolausgleich 
soll auch für Branntwein und Branntweinerzeugnisse 
gewährt werden, die im Anschluß an die zollrecht- 
liche Abfertigung in den freien Verkehr treten. Da 
für die Entstehung und Fälligkeit der Monopolaus- 
gleichsschuld die Vorschriften des Zollrechts gelten, 
soll sich in diesem Fall der Zahlungsaufschub auch 
nach diesen Vorschriften richten. 

Absatz 1 Nr. 4 

Die Streichung ist erforderlich, weil künftig Zah- 
lungsaufschub auch für Monopolausgleich gewährt 
werden soll. 

Absatz 2 

enthält die Übergangsregelung, die sich von der 
entsprechenden Regelung bei den anderen Ver- 
brauchsteuern unterscheidet, da für die Branntwein- 
abgaben Zahlungsaufschub gewährt wird; sie kommt 
praktisch aber zu annähernd den gleichen Ergebnis- 
sen. 

Artikel 3 Schaumweinsteuer 

Absatz 1 

Die Zahlungsfrist beträgt nach geltendem Recht im 
Durchschnitt 70 Tage. Sie soll um einen Monat ge- 
kürzt werden. 


Absatz 2 

enthält die Übergangsregelung. 

Artikel 4 Mineralölsteuer 

Absatz 1 Nr. 1 

Durch diese Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
wird das Privileg der Mineralölherstellungsbetriebe 
beseitigt. 

Absatz 1 Nr. 2 

Die Zahlungsfrist beträgt nach dem geltenden Recht 
im Durchschnitt 70 Tage. Sie soll nunmehr auf durch- 
schnittlich 40 Tage verkürzt werden. 

Absatz 1 Nr. 3 

Durch diese Bestimmung soll es ermöglicht werden, 
die Zahlungsfrist bei der Entnahme von Mineralöl 
aus einem Steuerlager gleichermaßen zu verkürzen. 

Absatz 2 

enthält die Übergangsregelung. 

Absatz 3 

Diese Bestimmung soll bewirken, daß das Mehrauf- 
kommen infolge der Verkürzung der Zahlungsfrist 
in die allgemeinen Deckungsmittel fließt und so 
zum Ausgleich des Haushalts zur Verfügung steht. 
Die Straßenbaumittel werden dadurch nicht beein- 
trächtigt. Es handelt sich um eine zusätzliche, vorge- 
zogene Einnahme. Da aber die Vorziehung des Zah- 
lungstermins sich dauernd auswirkt, steht 1968 und 
in jedem der folgenden Jahre wiederum ein volles 
Jahresaufkommen an Mineralölsteuer zur Auftei- 
lung nach Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungs- 
gesetzes zur Verfügung. 

Artikel 5 Zölle 

Absatz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b 

Nach der derzeitigen Regelung wird die Zahlung 
der Zölle und — auf Grund der Verweisung der ein- 
schlägigen Bestimmungen auf die Zollvorschriften 
— auch der Umsatzausgleichsteuer, der Kaffeesteuer, 
der Teesteuer und — hinsichtlich eingeführter Mine- 
ralöle — der Mineralölsteuer durchschnittlich für 
drei Monate nach der Entstehung der Schuld oder 
nach der Entnahme der Waren aus einem Zollauf- 
schublager aufgeschoben. Diese Frist soll um einen 
Monat auf zwei Monate verkürzt werden. 

Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a 

Die Überwachung der etwa 4000 Aufschublager er- 
fordert einen erheblichen Verwaltungsaufwand. Es 
ist zu befürchten, daß nach Verkürzung der Zah- 
lungsfristen der §§ 37, 46 ZG die Zahl der Anträge 
auf Bewilligung von Zollaufschublagern noch zu- 
nehmen wird. Diese Lager sollen ihrem Sinne nach 
aber nur dazu dienen, die nicht nur kurzfristige 
Vorratshaltung für den Inlandsbedarf zu erleichtern. 
Beträgt die durchschnittliche Lagerdauer der ge- 
samten Waren eines Lagers weniger als 3 Monate, 
so ist es dem Zollbeteiligten zuzumuten, sich mit 
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dem normalen Zahlungsaufschub zu begnügen (vgl. 
Absatz 1 Nr. 1 des Entwurfs). 

Absatz 2 

Die vorgesehene Übergangsregelung unterscheidet 
sich aus den unter Abschnitt A angegebenen Grün- 
den von der entsprechenden Regelung für die Ver- 
brauchsteuern (vgl. z. B. Artikel 3 Abs. 2 des Ent- 
wurfs), kommt aber praktisch zum fast gleichen 
Ergebnis, 

Artikel 6 Umsatzsteuer 

Durch die Ausfuhrvergütung soll dem Exporteur ein 
Betrag bis zur Höhe der Umsatzsteuer vergütet wer- 
den, die durchschnittlich auf dem ausgeführten Ge- 
genstand lastet. Das geltende Umsatzsteuerrecht 
trägt dieser Zielsetzung keine Rechnung in den 
Fällen, in denen ein Exporteur den ausgeführten 
Gegenstand ganz oder teilweise aus ausländischen 
Stoffen hergestellt hat und die Herstellung im Rah- 
men eines zollamtlich bewilligten aktiven Verede- 
lungsverkehrs (§§ 48 bis 51 des Zollgesetzes) oder 
die Bearbeitung oder Verarbeitung im Rahmen einer 
vorübergehenden Zollgutverwendung (§ 24 Abs. 1 
Nr. 4 des Zollgesetzes) erfolgt ist. Die auf Grund 
dieser zollrechtlichen Vorschriften eingeführten Wa- 


ren werden nämlich bei ihrer Einfuhr gemäß § 15 
Abs. 2 und 3 UStG nicht mit Ausgleichsteuer be- 
lastet. Gleichwohl wird für den hergestellten oder 
bearbeiteten Gegenstand nach der derzeitigen 
Rechtslage die Ausfuhrvergütung nach dem Ge- 
samtentgelt gezahlt, auch soweit dieses auf die aus- 
gleichsteuerfrei eingeführten Stoffe entfällt. 

Die Berechnung der Ausfuhrvergütung vom vollen 
Entgelt führt im übrigen zu einer Benachteiligung 
der Exporteure, die die ausgeführten Gegenstände 
ausschließlich aus im Inland beschafften und mit 
Umsatzsteuer belasteten Stoffen hergestellt haben. 
Ferner führt sie zu Wettbewerbsnachteilen der in- 
ländischen Zuliefererindustrie, Die Benachteiligung 
ist um so größer, je höher die Ausgleichsteuer- und 
Ausfuhrvergütungssätze sind. 

Artikel 7 Berlin-Klausel 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 8 Inkrafttreten 

Das Gesetz soll im Hinblick auf die Haushaltslage 
am 1. April 1967 in Kraft treten. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1358 


Übersicht 

über die Verteilung der Einnahmen, die bei Annahme des 
Steueränderungsgesetzes 1967 erwartet werden können 


I. Einmalige Einnahmen 


1 Tabaksteuer 

2 Kaffeesteuer 

3 Schaumweinsteuer 

4 Mineralölsteuer 

5 Branntweinsteuer 

6 Zoll, Umsatzausgleichsteuer 


1967 


8/ i 2 

von 

200 

= 

133,28 

Mio 

DM 





50,00 

Mio 

DM 

«/ l 2 

von 

15 

-- 

10,00 

Mio 

DM 

«/12 

von 

700 

= 

466,64 

Mio 

DM 





90,00 

Mio 

DM 




-- 

40,00 

Mio 

DM 





789,92 

Mio 

DM 




rd. 

790,00 

Mio 

DM 


1 Tabaksteuer 

2 Kaffeesteuer 

3 Schaumweinsteuer 

4 Mineralölsteuer 

5 Branntweinsteuer 

6 Zoll, Umsatzausgleichsteuer 


1968 

^h'i von 200 == 66,64 Mio DM 

Vi 2 von 15 =- 5,00 Mio DM 

Vi 2 von 700 - 233,32 Mio DM 


304,96 Mio DM - 
rd. 305,00 Mio DM 


IL Dauernde Einnahmen 


1967 1968 


1 Wegfall der Steuerfreiheit für Tabakdeputate 3 Mio DM 

2 Aufhebung des Mineralölsteuerprivilegs ' 55 Mio DM 

3 Änderung der Bemessungsgrundlage der Umsatz- . 

Steuer-Ausfuhrvergütung 45 Mio DM 


4 Mio DM 
93 Mio DM 

60 Mio DM 
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